Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache rV/224 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. März 1962 

8 — 65304 — 5235/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) den von der Bun- 
desregierung beschlossenen 

Entwurf einer Siebenten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1962 
(Aluminiumoxyd usw.) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf einer Siebenten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1962 
(Aluminiumoxyd usw.) 


Auf Grund des § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl I S 737) verord- 
net die Bundesregierung, nachdem dem Bundesrat 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden ist, 
mit Zustimmung des Bundestages: 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1962 (Bundesgesetzbl. 1961 II 
S. 1683) wird mit Wirkung vom 1. Januar 1962 wie 
folgt geändert: 


1. Die Tarifnr. 28.20 (Aluminiumoxyd usw.) wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „Anmerkung" wird ersetzt durch: „Anmerkungen". 

b) Die bisherige Anmerkung (Aluminiumoxyd usw.) wird Anmerkung 1. 

c) Folgende neue Anmerkung wird angefügt; 



Warenbezeichnung 

Binnen- Außen- 

Zollsatz 
®/o des Wertes 


2. Aluminiumoxyd aus Abs A zum Verhütten aut Aluminium, bis zu 
einer Gesamtmenge von 7440,282 t, bis 31 März 1962, unter Zollamt’ 
lieber über\vachung 

frei 



Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 
bestimmenden Zollstellen zulässig 




2. Die Tarifnr. 29.14 (Einbasische Säuren usw.) wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz A-II-c-3-a (Parakresylacetat) wird in Spalte 2 (Warenbezeichnung) angefügt: „ , Phenyl- 
methylacetal (ßenzylacetat)“. 

b) In Absatz A-II-c-5-a (Benzyl- . . . usw. . . . Isobornylacetat) wird in Spalte 2 (Warenbezeichnung) die 
Angabe „Benzyl-," gestrichen. 


3. In der Tarifnr. 85.11 (Elektrische Industrie- und Laboratoriumsöfen usw.) wird in Absatz B-I in Spalte 3 
der Binnen-Zollsatz „4" geändert in „3". 
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4. In der Tarifnr. 8v5.24 (Waren aus Kohle oder Graphit usw.) erhält der Absatz A-I folgende Fassung: 



Warenbezeichnung 

Binnen- Außen- 

Zollsatz 
®/o des Wertes 


I - Elektroden aus nichtgraphitierter Kohle in Blöcken mit quadra- 
tischem oder rechteckigem Querschnitt, mit einer Länge je Quer- 
schnittsseite von 290 mm oder mehi und einem Stückgewicht von 
40 kg oder mehr: 




a - in Blöcken mit quadratischem Querschnitt von 290 mm X 
290 mm bis zu 330 mm X 330 mm und einem Stückgewicht von 
40 kg bis 100 kg 

frei 

2,2 


b - in Blöcken mit rechteckigem Querschnitt von 720 mm X 290 mm 
bis zu 880 mm X 350 mm und einem Stückgewicht von 130 kg 
bis 320 kg 

frei 

3,6 


c - andere • . . . . 

frei 

9 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4 Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll- 
gesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am fünften Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 

(1) Das durch die Sechste Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1961 (Aluminiumoxyd 
usw.) vom 15. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. II S. 580) 
für das Jahr 1961 eröffnete zollfreie Kontingent für 
Aluminiumoxyd aus Tarifnr. 28.20 - A zum Verhüt- 
ten auf Aluminium in Höhe von 35 000 t war mit 
Ablauf des 31. Dezember 1961 nicht erschöpft. Die 
nicht ausgenutzte Restmenge beträgt 7440,282 t. 

(2) Diese Menge ist im Lieferland Guinea noch im 
Jahre 1961 abgerufen worden. Sie konnte dort je- 
doch aus technischen Gründen nur so verladen wer- 
den, daß die Sendung im Jahre 1961 nicht mehr in 
der Bundesrepublik eintreffen konnte. 

* 

(3) Die Bundesregierung hält es aus wirtschaft- 
lichen Gründen für geboten, die im Jahre 1961 nicht 
eingeführte Menge im Jahre 1962 zollfrei zu lassen, 
ohne daß das zollfreie Kontingent für das erste 
Halbjahr 1962 (17 500 t) belastet wird. 

(4) Die vorliegende Verordnung sieht deshalb für 
7440,282 t Aluminiumoxyd zum Verhütten auf Alu- 
minium den Binnen-Zollsatz „frei" vor. 

Zu § 1 Nr. 2 

(1) Der Brüsseler Zoll-Rat hat bisher die Auffas- 
sung vertreten daß „Phenylmethylacetat" und „Ben- 
zylacetat" zwei verschiedene Verbindungen seien. 
Der Deutsche Zolltarif 1962 führt dementsprechend 
in der Tarifnr. 29.14 diese beiden Bezeichnungen in 
verschiedenen Absätzen auf. Der Brüsseler Zoll-Rat 
hat jetzt anerkannt, daß die beiden Bezeichnungen 
dieselbe Verbindung beschreiben. 

(2) Diese Verbindung gehört nach dem Gemein- 
samen Zolltarif der EWG in der Tarifnr. 29.14 zu 
Absatz A - II - c - 3. Sie ist im Deutschen Zolltarif 
1962 in Absatz A-II-c-3-a aufzuführen. Die in 
der Bundesrepublik übliche Bezeichnung lautet 
„Benzylacetat". 

(3) Der Absatz A-II-c-5-a wird entsprechend 
geändert. 

Zu § 1 Nr. 3 

(1) Der Deutsche Zolltarif 1962 sieht bei Tarifnr. 
85.11 - B - 1 einen Binnen-Zollsatz von 4 ®/o des Wer- 
tes vor. 

(2) Der Ausgangs-Zollsatz (1. Januar 1957) für die 
in diesem Absatz erfaßten Waren beträgt 5^/o des 
Wertes. Dieser Zollsatz war entsprechend den Re- 


geln des EWG-Vertrages und des Beschleunigungs- 
beschlusses vom 12. Mai 1960 zum 1. Januar 1962 
um 40 V. H. auf 3 ®/o des Wertes zu senken. 

(3) Die vorliegende Verordnung dient der Richtig- 
stellung. 

Zu § 1 Nr. 4 

(1) Elektroden aus nichtgraphitierter Kohle für 
Elektrolyseanlagen zur Aluminiumgewinnung wer- 
den in der Bundesrepublik nicht hergestellt. Die 
deutsche Aluminiumindustrie ist auf die Einfuhr aus 
anderen Ländern (vorwiegend aus Frankreich) an- 
gewiesen. 

(2) Kohle-Elektroden mit bestimmten Abmessun- 
gen und mit bestimmtem Stückgewicht — so wie sie 
seinerzeit benötigt wurden — sind bereits 

a) durch die Zweite Verordnung über Zollsatzän- 
derungen vom 19. Februar 1953 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 28), 

b) durch die Elfte Verordnung über Zollsatzände- 
rungen vom 31. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 788), 

c) durch die Achtundsechzigste Verordnung über 
Zollsatzänderungen vom 9. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 707) 

vom Zoll freigestellt worden. 

(3) Der Deutsche Zolltarif 1962 sieht für aus EWG- 
Ländern eingeführte Elektroden aus nichtgraphi- 
tierter Kohle für Elektrolyseanlagen Zollfreiheit vor, 
wenn sie den nachstehenden Bedingungen (Abmes- 
sungen und Stückgewicht) entsprechen: 

a) in Blöcken mit quadratischem Querschnitt von 
290 mm X 290 mm bis zu 330 mm X 330 mm 
und einem Stückgewicht von 40 kg bis 100 kg; 

b) in Blöcken mit rechteckigem Querschnitt von 
720 mm X 290 mm bis zu 880 mm X 350 mm 
und einem Stückgewicht von 130 kg bis 320 kg. 

(4) Inzwischen hat sich aus der technischen Ent- 
wicklung das Bedürfnis ergeben, alle 

Elektroden aus nichtgraphitierter Kohle in 
Blöcken mit quadratischem oder rechtecki- 
gem Querschnitt, mit einer Länge je Quer- 
schnittsseite von 290 mm oder mehr und 
einem Stückgewicht von 40 kg oder mehr 

vom Binnenzoll freizustellen. Die vorliegende Ver- 
ordnung trägt diesem Bedürfnis Rechnung. 
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